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Teamplay für bezahlbares Wohnen 
 
Die soziale Wohnungswirtschaft leistet ihren Beitrag – mit Rekordinvestitionen, Bestandsmoderni-
sierungen und Neubau. Überfordernde Auflagen, hohe Baukosten und schleppende Planungsver-
fahren machen diese Anstrengungen aber zu einem Rudern gegen die Strömung. Es gibt allerdings 
auch erste Anzeichen von wieder etwas mehr Optimismus in der Branche. „Um Wohnen voranzu-
bringen, brauchen wir jetzt ein starkes Teamplay mit Politik und Verwaltung“, so BBU-Vorständin 
Maren Kern bei der Vorstellung aktueller Zahlen der Berliner BBU-Mitgliedsunternehmen.  
 
Kern weiter: „Erste Fortschritte sind da und machen Mut – mit dem Schneller-Bauen-Gesetz Berlin, der auf 
den Weg gebrachten Berliner Verwaltungsreform, dem erneuerten Berliner Wohnungsbündnis oder dem 
Bauturbo der Bundesregierung. Genau davon brauchen wir jetzt noch mehr – mehr Planungssicherheit, 
mehr Freiräume, mehr kooperatives Miteinander für mehr Vertrauen. Kurz: Wir brauchen einen Mindset-
Wechsel für mehr Wohnen. Wir sind gerne mit konkreten Vorschlägen und vollem Einsatz dabei.“  
 
Investitionen im Kostensog 
Die BBU-Mitgliedsunternehmen haben 2024 Rekordinvestitionen getätigt – für neue Wohnungen, zeitge-
mäße Bestände und klimafitte Quartiere. „Es ist aber wie bei der Geschichte vom Wettlauf zwischen Hase 
und Igel: Unsere Investitionen rennen so schnell sie können, aber in jedem Ziel rufen die Preise ‚Wir sind 
schon da‘ und rauben damit jeder Aufholjagd den Erfolg“, erläuterte Kern. Trotz aller Effizienzanstrengun-
gen seitens der Wohnungsunternehmen könnten Mietsteigerungen daher nicht verhindert werden. „Die 
Mieten bei unseren Unternehmen steigen zwar deutlich langsamer als im Markt insgesamt. Dennoch ist 
diese Entwicklung für einkommensschwächere Haushalte belastend“, so Kern weiter.  
 
Neubau im Stau 
Die Neubauzahlen in Berlin sinken immer weiter: Trotz des ungebrochen hohen Bedarfs, war die Zahl so-
wohl der Fertigstellungen als auch der Baubeginne bei den BBU-Mitgliedsunternehmen hier 2024 so nied-
rig wie seit Jahren nicht. Viele Unternehmen würden gerne mehr bauen – können aber nicht, weil die neuen 
Wohnungen zu viel kosten würden: „Um die hohen Baukosten und die hohen Zinsen zu refinanzieren, 
müssten die Unternehmen im Neubau längst Mieten von 20 Euro und mehr pro Quadratmeter nehmen. 
Das würde aber die meisten ihrer Mieterinnen und Mieter überfordern. Deshalb müssen viele Projekte in 
der Schublade bleiben“, erläuterte Kern.  
 
Hürdenlauf für Wohnraum 
Eine Umfrage unter den Berliner BBU-Mitgliedsunternehmen zeigt klar: Gestiegene Materialpreise, gestie-
gene Handwerkskosten und teure Zinsen bleiben die größten Projektbremsen. Dass manche Engpässe der 
letzten Jahre dabei etwas an Schärfe verlieren, könnte zusammen mit steigenden Investitionen ein erstes 
Zeichen für wieder wachsendes Vertrauen in eine Verbesserung der Rahmenbedingungen für Bauen und 
Modernisieren sein. Aktuellen Überlegungen in Richtung radikaler Eingriffe in den Wohnungsmarkt erteilte 
Kern vor diesem Hintergrund eine klare Absage: „Wegen einiger schwarzer Vermieter-Schafe immer härter 
in den Markt eingreifen zu wollen, ist kontraproduktiv. Dadurch würden ausgerechnet diejenigen Unterneh-
men am härtesten getroffen, die sich schon jetzt durch Zurückhaltung und Sozialorientierung bei den Mie-
ten auszeichnen und damit wirtschaftlich besonders gefordert sind“, warnte Kern.  
 
Bauen vereinfachen, Vertrauen verdienen 
Die Unternehmen der sozialen Wohnungswirtschaft wollen weiter und mehr liefern. „Dazu müssen Politik 
und Verwaltung ihr Versprechen einlösen, Planen und Bauen umfassend zu entschlacken und damit 
schneller, einfacher und bezahlbarer zu machen“, forderte Kern. Konkret heißt das: „Wucherparagraphen“ 
scharf stellen, Realstandards statt Maximalstandards, Bürokratieabbau endlich in den Behördenalltag brin-
gen, Förderung verlässlich sichern und Bauland für Genossenschaften und andere gemeinwohlorientierte 
Anbieter zugänglich machen. „Die Aufbruchstimmung ist da – jetzt müssen wir Bauen und Modernisieren 
entschlossen deregulieren, vereinfachen und digitalisieren, damit am Ende auch wirklich bezahlbarer 
Wohnraum dabei herauskommt“, so Kern.  
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Investitionen: Rudern gegen die Strömung 
 
Gute Nachrichten bei den Berliner BBU-Mitgliedsunternehmen – zumindest auf den ersten Blick: 
2024 haben sie so viel investiert wie nie zuvor. Auch für dieses Jahr rechnen sie mit einem weiteren 
kräftigen Investitions-Anstieg. „Diese enormen Anstrengungen machen deutlich: Unsere Unterneh-
men stellen sich selbst in diesen schwierigen Zeiten mit aller Kraft den zentralen Aufgaben bei Neu-
bau und Modernisierung“, so BBU-Vorständin Maren Kern. Doch die Rekorde täuschen: Wegen der 
zwischenzeitlichen massiven Baukostensteigerungen kann mit immer mehr Geld immer weniger ge-
leistet werden – unterm Strich bleibt deshalb real ein dickes Minus. 
 
Im vergangenen Jahr haben die BBU-Mitgliedsunternehmen in Berlin rund drei Milliarden Euro in gutes und 
nachhaltiges Wohnen investiert – so viel wie noch nie seit Beginn der Datenerfassung durch den BBU 
1991. Das waren 6,5 Prozent mehr als 2023. Zulegen konnten vor allem die Investitionen in Neubau (+15,0 
% auf gut 1,4 Mrd. €) und Instandhaltung (+7,5 % auf fast 1 Mrd. €).  
 
Für das laufende Jahr haben sie sich in ihren Projektionen sogar noch mehr vorgenommen: Ihre Gesamtin-
vestitionen sollen um 32 Prozent bzw. fast eine Milliarde Euro auf dann rund 3,9 Milliarden Euro steigen. 
Kern: „Sowohl die Entwicklung 2024 als auch die anvisierten Steigerungen 2025 sind außergewöhnliche 
unternehmerische Leistungen unserer Mitglieder. Es ist ein Glück für Berlin, dass sie auch in diesem Um-
feld hoher Bau- und Finanzierungskosten, belastender Auflagen und zäher Verwaltungsabläufe nicht die 
Flinte ins Korn werfen, sondern das Schiff in rauer See weiterhin auf Kurs zu halten versuchen.“  
 
Investitionsrekord durch Kostensog entwertet 
Was auf den ersten Blick nach guten Zahlen und von Optimismus getragenem Handeln aussieht, stellt sich 
beim zweiten Blick als Rudern gegen die Strömung heraus. „So beeindruckend diese Investitionssteigerun-
gen auch sind: sie werden vollständig vom Baukostensog der letzten Jahre verschlungen“, stellte Kern klar. 
Im Vergleich zu 2019 lagen die Investitionen der Berliner BBU-Mitgliedsunternehmen 2024 zwar 1,1 mal so 
hoch. Im gleichen Zeitraum sind die Baupreise in Berlin aber um den Faktor 1,5 gestiegen,1 wodurch die 
Investitionszuwächse mehr als aufgezehrt werden. „Konkret heißt das: Rein rechnerisch sind unsere Inves-
titionen 2024 zwar so hoch wie nie – aber dem Wert nach liegen sie um fast ein Drittel unter dem Niveau 
von 2019. Bildlich gesprochen bekommen wir für das Geld heute nur noch zwei statt drei Häuser“, so Kern.  
 
Trotz aller Anstrengungen, die Kosten für die Mieter*innen erschwinglich zu halten, wirken sich die stark 
gestiegenen Baupreise auch auf die Mieten aus. 2024 lagen die Durchschnittsmieten bei den BBU-Mit-
gliedsunternehmen in Berlin bei 6,97 Euro nettokalt pro Monat und Quadratmeter. Das waren fünf Prozent 
mehr als im Vorjahr. Kern: „Wenn die Baupreise explodieren, sind Mietanpassungen leider unvermeidbar.“  
 
Viel investiert – aber noch viel zu tun 
Die BBU-Mitgliedsunternehmen haben ihre Bestände in den vergangenen Jahrzehnten stetig modernisiert. 
Trotzdem zeigt der Blick auf die Energieeffizienzklassen: Bei vielen Gebäuden reicht der damalige Stan-
dard heute teilweise nicht mehr aus, um den zwischenzeitlich verschärften gesetzlichen Auflagen gerecht 
zu werden. Kern: „Unsere Unternehmen stehen am Beginn einer weiteren großen Modernisierungswelle.“  
 
Rund 52 Prozent der Wohnungen liegt nach einer aktuellen Auswertung des BBU in den Energieeffizienz-
klassen A+ bis C – also auf einem guten Niveau. Rund 34 Prozent fallen in die soliden Kategorien D und E, 
während 7,7 Prozent in die Klassen F und darunter fallen. Kern: „Diese Gebäude sollen energetisch ver-
bessert werden, um die Klimaschutzziele zu erreichen. Deshalb müssen unsere Mitgliedsunternehmen in 
den nächsten Jahren erhebliche Mittel für energetische Sanierungen bereitstellen. Dafür brauchen wir ei-
nen Dreiklang aus realistischen Vorgaben, stabilen Förderprogrammen und ausreichenden Refinanzie-
rungsmöglichkeiten über die Mieten.“   

 
1 Index „Wohnungsneubau“ 
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Neubau: Der Pegel sinkt weiter 
 
Der Blick auf die aktuellen Zahlen zeigt: Der Neubau steckt in der Krise. Die Zahl der Fertigstellun-
gen der BBU-Mitgliedsunternehmen in Berlin lag 2024 auf dem niedrigsten Stand seit 2018, die Zahl 
der Baubeginne sogar auf dem tiefsten Wert seit 2015. BBU-Vorständin Maren Kern: „Der Pegel 
beim Neubau sinkt kontinuierlich. Dabei wollen und könnten unsere Unternehmen mehr bauen. Da-
für brauchen sie weniger Bürokratie, Realstandards statt Maximalstandards, einen stabilen Rechts-
rahmen und verlässliche Förderung.“ Erste Fortschritte gibt es bereits – beispielsweise das Schnel-
ler-Bauen-Gesetz Berlin und der auf angekündigte „Bauturbo“ auf Bundesebene.  
 
2024 wurden von den BBU-Mitgliedsunternehmen in Berlin rund 5.200 neue Wohnungen fertiggestellt. Das 
waren nicht nur zehn Prozent weniger als im Vorjahr, sondern auch bereits der zweite Rückgang in Folge. 
Zuletzt wurden von ihnen 2018 und damit vor sechs Jahren noch weniger Wohnungen neu errichtet als 
2024. Für 2025 erwarten die Unternehmen mit rund 5.300 Fertigstellungen nur eine Stagnation des Neu-
baus.  
 
Einbruch bei den Baubeginnen 
Auch bei den Baubeginnen von BBU-Mitgliedsunternehmen in Berlin wurde 2024 ein neuer Tiefststand er-
reicht. Mit rund 3.200 lag die Zahl der von ihnen neu begonnenen Wohnungen um gut 36 Prozent unter 
dem Vorjahresstand und damit auf dem niedrigsten Stand seit 2015. Die Rückgänge bei Fertigstellungen 
und Baubeginnen sind Spiegel der sozialen Ausrichtung der Unternehmen: „Wegen der Baukostenexplo-
sion müssten zur Refinanzierung von Neubauwohnungen mittlerweile Mieten von zwanzig Euro und mehr 
pro Monat und Quadratmeter genommen werden. Weil das viele Mieterinnen und Mieter unserer Mitglieds-
unternehmen überfordert, bleiben Projekte in der Schublade. Die Wohnungen, die heute nicht geplant und 
genehmigt werden, fehlen übermorgen auf dem Markt. Das spüren Wohnungssuchende und Bauwirtschaft 
gleichermaßen“, erläuterte Kern. Die Lage in der Bauwirtschaft mache ihr Sorgen. 
 
Hohe Nachfrage, knappes Angebot 
Weil sie zu wenig bauen können, bleiben die Bestände der BBU-Mitgliedsunternehmen in Berlin seit Jahren 
nahezu voll belegt. Der Leerstand liegt stabil bei nur 1,6 Prozent. Die Verteilung nach Alt-Bezirken zeigt, 
dass in einigen Lagen der Leerstand mittlerweile sogar bei unter einem Prozent liegt. Auch die Fluktuation, 
also der Anteil der von Mieter*innen gekündigten Mietverträge, liegt seit Jahren auf einem stabil niedrigen 
Niveau. 2024 betrug sie 4,6 Prozent – 2008 waren es noch über neun Prozent. Damit hat sich die durch-
schnittliche Verweildauer in den Wohnungen in diesem Zeitraum von rund elf auf zuletzt etwa 22 Jahre ver-
doppelt. Kern: „Niedriger Leerstand und niedrige Fluktuation machen es schwer, in Berlin eine passende 
Wohnung zu finden. Das bekommen vor allem diejenigen zu spüren, die neu nach Berlin ziehen oder inner-
halb Berlins wegen veränderter Lebensumstände nach einer größeren oder kleineren Wohnung suchen 
müssen.“  
 
Erste ermutigende Schritte – aber noch nicht weit genug 
„Berlin braucht dringend mehr Neubau“, unterstrich Kern. Zwar gebe es eine Aufbruchstimmung sowie 
erste Schritte für mehr und kostengünstigeres Bauen. Mit Schneller-Bauen-Gesetz und Verwaltungsre-
form zielt Berlin beispielsweise auf die Straffung von Planungs- und Genehmigungsverfahren und die Klä-
rung von Zuständigkeiten ab. In eine ähnliche Richtung geht die am 15. Juli unterzeichnete Weiterentwick-
lung des „Bündnisses für Neubau und bezahlbares Wohnen in Berlin“. Auch der angekündigte „Bau-
turbo“ des Bundes setzt bei der Entbürokratisierung an: weniger Detailvorgaben, mehr bundeseinheitliche 
Regeln und vereinfachte Verfahren sollen Bauprojekte beschleunigen und Kosten senken. Kern: „Das sind 
richtige und wichtige Schritte für mehr Neubau. Aber sie reichen noch nicht aus. Damit der Neubaupegel 
wieder nachhaltig steigt, müssen sich die Auflagen endlich wieder am Machbaren und Sinnvollen orientie-
ren. Den Mieterinnen und Mietern bringt ein Übermaß an Normen wenig, wenn die zu Mieten führen, die sie 
nicht tragen können.“  
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Branche unter Druck 
 
Neubau, Energiewende, Klimafolgenanpassung, bezahlbares Wohnen: die soziale Wohnungswirt-
schaft hat dicke Bretter zu bohren. Dabei bremsen sie große Stolpersteine aus – insbesondere läh-
mende Bürokratie, hohe Auflagen und widersprüchliche Vorgaben. „Wer will, dass wir weiterhin lie-
fern, muss diese Punkte angehen“, forderte BBU-Vorständin Maren Kern. Eindringlich warnte sie 
vor einem neuen Überbietungswettbewerb für die radikalsten Eingriffe in den Mietmarkt: „Überle-
gungen zu Enteignungen, Vermietungsführerscheinen, Mietendeckeln 2.0 oder Bewirtschaftungsge-
boten, wie sie derzeit von einigen Parteien angestellt werden, sind Gift für Vertrauen und Investitio-
nen in Neubau und Modernisierung.“  
 
Eine BBU-Umfrage unter den Berliner Mitgliedsunternehmen aus Anlass der Jahrespressekonferenz zeigt: 
Preissteigerungen bleiben 2025 wie schon 2024 der größte Bremsklotz für ihre Projekte. Demnach sehen 
91,8 Prozent der Unternehmen Preissteigerungen bei Bau- und Handwerksleistungen als große oder sehr 
große Herausforderung, 88,3 Prozent die bei Baumaterialien. Dahinter folgen gestiegene Finanzierungs-
kosten (74,6 %), Planungs- und Investitionsunsicherheiten (62,7 %), unklare Förderung (61 %), langwierige 
Verfahren (59,3 %) und Kapazitätsengpässe (49,2 %). 
 
Eine Schwalbe – aber noch kein Sommer 
Interessant sind dabei allerdings einige Veränderungen im Jahresvergleich: So ist der Anteil der Unterneh-
men, die Kapazitätsengpässe bei Bauunternehmen als „große“ oder „sehr große“ Herausforderung sehen, 
um 11,8 Prozentpunkte gesunken. „Hierin zeigen sich die Auswirkungen der sinkenden Neubauaktivität“, 
ordnete Kern ein. „Weil derzeit weniger Bau-Projekte an den Start rollen, bekommen unsere noch bauen-
den Unternehmen auf ihre Ausschreibungen hin mehr und auch bessere Angebote.“  
 
Auch unklare oder fehlende Förderkonditionen (-8,8 Punkte) und Planungs- und Investitionsunsicherheiten 
(-6 Punkte) verlieren etwas an Brisanz. „Das könnten vielleicht allererste Hinweise auf wieder etwas mehr 
Vertrauen der Unternehmen in eine Verbesserung der Rahmenbedingungen sein“, so Kern. Dieser Befund 
passe auch zu ihren steigenden Investitionen sowie ihren weiteren Investitionsabsichten: In der BBU-Um-
frage gaben rund 30 Prozent von ihnen an, in den nächsten Jahren mehr in Neubau investieren zu wollen. 
Mit Blick auf Modernisierungen äußerten 60 Prozent von ihnen diese Absicht – und hinsichtlich Instandhal-
tung sogar mehr als 62 Prozent. „Eine Schwalbe macht aber noch keinen Sommer“, warnte Kern.  
 
Rückenwind statt Gegenwind 
Angesichts dieser ersten möglichen Entspannungs-Anzeichen umso misslicher: die jüngsten Vorstöße eini-
ger Parteien in Parteitags- und Klausurbeschlüssen zu tiefgreifenden Eingriffen in den Wohnungsmarkt. 
Diese schlagen beispielsweise vor, dass Wohnungen per kommunaler Treuhandverwaltung zwangsvermie-
tet werden können sollen, Mietrecht verstärkt Ländersache wird oder durch einen erneuten Landes-Mieten-
deckel Eingriffe in das Vertragsrecht ermöglicht würden. Darüber hinaus sind zusätzliche Kappungen bei 
Mieterhöhungs- und Umlagemöglichkeiten im Gespräch. „Um keine Missverständnisse aufkommen zu las-
sen: Als soziale Wohnungswirtschaft sind wir für die Bekämpfung von Mietwucher und spekulativem Leer-
stand, auch durch stärkere Regulierung“, stellte Kern klar. „Aber solche Vorschläge gehen weit über das 
Mietrecht hinaus und rütteln an der Eigentumsordnung. Auf so einer Grundlage würde weniger statt mehr 
gebaut und saniert. Statt Gegenwind und Stolpersteinen braucht es jetzt Maßnahmen, die kooperativ Ver-
trauen festigen und Investitionen sichern – konsequent, digital und ohne neue Hürden.“ Konkret:  
 
1. Forderung: Pragmatische Baustandards  

• Gebäudetyp E bundesweit rechtssicher machen – Abweichung von DIN-Normen sollte kein Mangel 
mehr sein, Orientierung an Baubestimmungen der Länder sollte gesetzlich abgesichert sein.  

• Berliner Bauordnung auf den Kernzweck (Gefahrenabwehr) zurückführen, um Doppelregulierungen 
zu vermeiden.  

• Schallschutzvorgaben reduzieren. 
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• Technische Ausstattung wie überzogene Elektro- oder Installationsvorgaben pragmatisieren; z. B. 
Deckenstärken auf wirtschaftlich sinnvolle Mindestwerte absenken. 

• Brandschutzanforderungen praxisnah gestalten, alternative Lösungen zulassen. 
• Dekarbonisierung der Energieversorgung vorantreiben, statt Klimaschutz allein durch immer neue 

Auflagen für Gebäude regeln. 
 
2. Forderung: Mindsetwechsel jetzt – Bürokratieabbau umsetzen 

• „Bauturbo“ verbessern: Wohnungsbau als überragendes öffentliches Interesse verankern – analog 
§ 2 EEG für erneuerbare Energien. Konkret bedeutet das: beschleunigte Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren, eingeschränkte Einwendungsmöglichkeiten und eine befristete Sonderregelung 
zur Priorisierung von Wohnraum in angespannten Märkten. Damit könnten Zielkonflikte etwa mit 
dem Natur- oder Denkmalschutz pragmatisch gelöst werden – ohne ökologische Mindeststandards 
aufzugeben. 

• Schneller-Bauen-Gesetz und Verwaltungsreform zügig und verbindlich in den Behördenalltag brin-
gen. 

• Zuständigkeiten klar regeln, Doppelzuständigkeiten abbauen, Planungsschleifen vermeiden. 
• Digitale Verfahren verbindlich machen, Genehmigungen online prüf- und nachverfolgbar gestalten. 
• Vergaberecht flexibilisieren und ggf. aussetzen, um kommunalen Wohnungsunternehmen mehr 

Handlungsspielraum zu geben.  
 
3. Forderung: Förderung sichern und erweitern 

• Förderprogramme insbesondere auf Bundesebene langfristig berechenbar gestalten und finanziell 
ausstatten, um Planungssicherheit zu schaffen. 

• Staatliche Zinssubventionen ausbauen, um Finanzierungskosten tragbar zu halten. 
• Berliner Neubauförderung mindestens auf dem aktuellen Niveau von 1,5 Milliarden Euro halten. 
• Förderung differenzieren und vereinfachen, Reaktivierung der EH55-Förderung (für baureife Pro-

jekte) 
• Förderung an gesetzliche Mindeststandards koppeln, um Mehrkosten durch überhöhte Vorgaben 

zu vermeiden.  
• Serielles und modulares Bauen gezielt fördern, um Baukosten zu senken und Verfahren zu be-

schleunigen. 
• Genossenschaften den Kauf von öffentlichem Bauland erleichtern, wie es im Berliner Koalitionsver-

trag vorgesehen ist. 
 
4. Forderung: Steuerentlastungen 

• Mehrwertsteuer auf Bau- und Handwerkskosten auf sieben Prozent senken, um Baukosten zu 
dämpfen. 

• Grunderwerbsteuer für gemeinwohlorientierten Wohnungsbau senken, um Grundstückskosten zu 
entlasten. 

 
5. Forderung: Wirkungsvolle Mietregulierung gegen schwarze Schafe statt gegen alle Vermieter 

• „Wucherparagraphen“ § 5 Wirtschaftsstrafgesetz (WiStrG) gezielt schärfen, um Mietwucher effektiv 
zu sanktionieren: Streichung des schwer beweisbaren Kriteriums der Ausnutzung einer Marktan-
spannung; künftig sollte das Verlangen einer deutlich überhöhten Miete für ein Bußgeldverfahren 
ausreichen (wie im Koalitionsvertrag von Union und SPD festgelegt) 

 
Kern: „Unsere Unternehmen bringen sich mit voller Kraft ein, und die Politik zeigt klaren Willen. Die Auf-
bruchstimmung ist spürbar – jetzt kommt es darauf an, dass wir diesen Schwung nutzen und den Ball ge-
meinsam auch wirklich ins Tor bringen.“  
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BBU: Daten & Fakten  
 
Der BBU ist mit gut 340 Mitgliedsunternehmen in Berlin und dem Land Brandenburg der größte und äl-
teste wohnungswirtschaftliche Verband der Hauptstadtregion. Unter seinem Dach vereinen sich landesei-
gene, kommunale, private und genossenschaftliche Wohnungsunternehmen. Zusammen bewirtschaften sie 
rund 1,12 Millionen Wohnungen in Berlin und Brandenburg und im sonstigen Bundesgebiet. Mit ihren Um-
sätzen, Investitionen und Arbeits- sowie Ausbildungsplätzen sind sie ein wichtiger Wirtschaftsfaktor der 
Hauptstadtregion. 
 
Zahlen: Umsätze, Arbeitsplätze, Ausbildungsverhältnisse, Investitionen2 
Die BBU-Mitgliedsunternehmen erzielten im Jahr 2023 Umsätze von rund 8,2 Milliarden Euro. Sie stellten 
12.850 Arbeitsplätze, darunter 517 Ausbildungsplätze. Schätzungsweise rund 18.000 weitere Arbeitsplätze 
werden in Handwerk und Baugewerbe maßgeblich durch die Aufträge der Mitgliedsunternehmen gesichert. 
Seit 1991 investierten sie knapp 77,9 Milliarden Euro in gutes und bezahlbares Wohnen, davon rund 56,2 
Milliarden Euro in den Bestand (Instandhaltung und Modernisierung). 
 
45 Prozent in Berlin, 44 Prozent im Land Brandenburg3 
Von den 342 Mitgliedsunternehmen des BBU haben 205 ihren Sitz im Land Brandenburg, 128 in Berlin und 
neun im sonstigen Bundesgebiet. Die rund 317.400 Wohnungen der BBU-Mitgliedsunternehmen im Land 
Brandenburg stellen etwa 44 Prozent des brandenburgischen Mietwohnungsbestandes dar. Die rund 
777.000 Wohnungen der BBU-Mitgliedsunternehmen in Berlin entsprechen circa 45 Prozent des Berliner 
Mietwohnungsbestandes. Rund 29.500 weitere Wohnungen befinden sich im übrigen Bundesgebiet. Schät-
zungsweise drei Millionen Menschen wohnen bei BBU-Mitgliedsunternehmen.  
 
Mitgliedsunternehmen sind: 
• 92 landeseigene bzw. kommunale Wohnungsbaugesellschaften mit rund 594.500 Wohnungen, 
• 189 genossenschaftliche Wohnungsunternehmen mit rund 317.000 Wohnungen, 
• 61 private Wohnungsunternehmen und sonstige Unternehmen mit rund 212.750 Wohnungen. 

 
15 Mitgliedsunternehmen bewirtschaften jeweils mehr als 10.000 Wohnungen. 
 
Das Leistungsspektrum des BBU: Interessenvertretung, Beratung, Prüfung  
Der BBU hat zwei Säulen. Die eine ist die Bündelung und Vertretung der Mitgliederinteressen gegenüber 
Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit. Er stellt seinen Mitgliedsunternehmen unverzichtbares Expertenwis-
sen zur Verfügung und versorgt sie tagesaktuell mit relevanten Informationen rund um die Schlüsselbran-
che Wohnungswirtschaft. Die zweite Säule des BBU ist seine gesetzlich verankerte Aufgabe als Prüfungs-
verband für die genossenschaftliche Jahresabschlussprüfung.  
 
Mit den Tochter- und Partnerunternehmen BBA – Akademie der Immobilienwirtschaft e.V., Berlin, BBT 
Treuhandstelle des Verbandes Berliner und Brandenburgischer Wohnungsunternehmen GmbH, DOMUS 
AG und DOMUS Consult Wirtschaftsberatungsgesellschaft GmbH ergänzt der Verband sein Portfolio um 
die Bereiche Aus- und Weiterbildung, Consulting, Wirtschaftsprüfung sowie Steuerberatung – im Einsatz für 
eine moderne und zukunftsfähige Wohnungswirtschaft in der Metropolregion Berlin-Brandenburg.  
 
 
  

 
2 Quelle BBU-Jahresstatistik 2024 
3 Quelle BBU-Mitgliederstruktur Stand 10. Juli 2025 
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Das BBU-Verbandsgebiet 
 
Der BBU vertritt die Wohnungsunternehmen zweier Bundesländer. Dabei wird der Verband mit sehr 
unterschiedlichen Gegebenheiten konfrontiert. Während Berlin und sein engeres Umland eine an-
haltende Bevölkerungszunahme registrieren, wird die Bevölkerungszahl im weiteren Metropolen-
raum des Landes Brandenburg bis 2030 um fast ein Fünftel schrumpfen. Hier werden Leerstands-
quoten von bis zu über 20 Prozent verzeichnet.  
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